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7 Kapitel VII - Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse

7.0 Zusammenfassung

Zur Anwendung kommt das weitgehend wihrend der Halbzeitbewertung entwickelte me-
thodische Instrumentarium. Im Mittelpunkt der Wirkungsanalyse steht dabei die Gewin-
nung von Primérdaten iiber einen Erhebungsbogen, die durch Informationen aus leitfaden-
gestiitzten Interviews mit der Administration und Sekundirquellen ergdnzt werden. Zur
Auswertung kommen zum gegenwiértigen Zeitpunkt vor allem Soll-Ist-Angaben, die Ten-
denzen aufzeigen konnen, aber nur eingeschrinkte Interpretationen zulassen.

In Hessen werden alle Sektoren gefordert, die fiir dieses Bundesland Relevanz haben. Die
Land- und Erndhrungswirtschaft sind fiir Hessen in einigen ldndlichen Regionen bedeut-
same Wirtschaftszweige mit Blick auf die Bruttowertschopfung und Sicherung von Ar-
beitsplédtzen in landlichen Gebieten mit ungiinstigen Beschaftigungsmoglichkeiten.

Die Forderung zielt auf eine stirkere Biindelung des Angebots aus hessischer Erzeugung,
Kostensenkung durch RationalisierungsmafBnahmen, Ausrichtung der Produktion an
Verbraucherbediirfnissen sowie Qualitdtsverbesserungen.

Die Investitionsbereitschaft bleibt hinter den Erwartungen zuriick. Nur in den Sektoren
Eier und Gefliigel sowie Milch und Milcherzeugnisse werden aufgrund individueller Ent-
scheidungen von Einzelunternehmen deutlich mehr Mittel nachgefragt als eingeplant wur-
den. Insgesamt musste der Mittelansatz um 17 % reduziert werden. Hintergrund ist die
allgemein schlechte wirtschaftliche Situation.

Umsetzungsdefizite sind insbesondere darin zu sehen, dass die wiederholten Umstrukturie-
rungen innerhalb der hessischen Verwaltung zu einer Verlangsamung der Bewilligungs-
verfahren gefiihrt haben (vgl. Kapitel 7.1.1). Hinzu kommt, dass nur von zwei der 41 Pro-
jekte Erhebungsbdgen vorlagen, so dass keine fundierte Bewertung der Maflnahmen erfol-
gen konnte und die Beantwortung der Bewertungsfragen nicht moglich war.

Investitionen erfordern in der Regel lingere Durchfithrungszeitraume. Die n +2-Regelung
entspricht eher dem Bedarf bei der Umsetzung in Wirtschaft und Administration. Entspre-
chende Spielrdume lassen sich dadurch gewinnen, dass man am Jahrlichkeitsprinzip fiir
das Gesamtprogramm festhilt aber nicht bei einzelnen MaBBnahmen des Programms.

Die bisherige Anhang-I-Regelung gerit zunehmend in Konflikt mit der Zielsetzung im
Rahmen des EPLR, die Wettbewerbsfahigkeit der geforderten Unternehmen zu erhohen
und damit zur nachhaltigen Sicherung des Absatzes landwirtschaftlicher Rohwaren beizu-
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tragen. Hier ist eine Uberpriifung im Hinblick auf aktuelle Markterfordernisse dringend
geboten.

Auf eine Begrenzung der Forderung auf KMU sollte verzichtet werden, da kein Beleg da-
fiir vorliegt, dass das Hauptziel des Erzeugernutzens von der Grof3e des Verarbeiters oder
Vermarkters abhidngt.

Sowohl Mirkte als auch der Aktionsradius von Unternehmen enden nicht an Bundeslan-
desgrenzen, wie das Beispiel des hessischen Molkereiwesens zeigt. Insofern ist auch bei
der Forderung eine enge Koordination zwischen Landesministerien notwendig, empfeh-
lenswert ist eine gemeinsame Programmierung dieser Bereiche oder evtl. der gesamten
MafBnahme.

7.1  Ausgestaltung des Forderkapitels

Die wirtschaftliche Situation in der Erndhrungsindustrie hat sich seit dem Beginn der For-
derperiode dahingehend geédndert, dass weniger die Expansion eines Unternechmens oder
der Ausbau von Marktanteilen relevant ist, sondern bereits die Existenzsicherung bzw. der
Erhalt der Wettbewerbsfdhigkeit schon als Erfolg gesehen wird. Dies wird begriindet zum
einen mit der lang anhaltenden Konsumzuriickhaltung der Verbraucher, dem fortschreiten-
den Zugewinn von Marktanteilen durch die Discounter und dem damit einhergehenden
Kosten- und Preisdruck sowie zum anderen der allgemeinen wirtschaftlichen Rezession.
Ferner setzt die Globalisierung die Unternehmen einem stindigen international wirksamen
Wettbewerb aus; sowohl der Bezug der Rohwaren als auch der Absatz der Produkte spielt
sich zunehmend auf internationalen Mérkten ab. Speziell fiir die Erndhrungsindustrie stellt
sich das Problem, dass im Zuge der Agrarreform die Entwicklung auf den landwirtschaft-
lichen Mérkten noch schwer einzuschitzen ist.

Aus diesen Griinden sind die im EPLR formulierten Ziele und Priorititen aus heutiger
Sicht nach Auffassung des Ministeriums nicht in jedem Falle mehr giiltig. Ganz allgemein
spiegelt sich die Situation auch in der zurlickhaltenden Investitionsbereitschaft der Unter-
nehmen wider. Entsprechend ist das Férdervolumen mit dem Anderungsantrag von 2003
um 17 % gesenkt worden und wird vermutlich nicht ganz ausgeschopft.

Daneben hat sich zumindest auf europidischer Ebene der Standortwettbewerb verschirft,
bei dem der Subventionswettlauf zwischen den Regionen Europas eine beachtliche Rolle
spielt. Daraus resultiert ein Optimierungszwang sowohl des Unternehmens als auch des
Standortes, d. h. der 6rtlichen Rahmenbedingungen. Letzteres fiihrt laut Ministerium dazu,
dass die 6ffentliche Hand sich einem Forderzwang ausgesetzt sieht, nur um eine drohende
(bzw. angedrohte) Abwanderung zu vermeiden.
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Hinzu kommt, dass neben der allgemeinen wirtschaftlich prekdren Situation der hessische
Landeshaushalt weitreichenden Sparzwingen unterworfen ist. Dies hat nach Ministeri-
umsangaben zur Folge, dass selbst von der EU kofinanzierte Maflnahmen zur Disposition
stehen. Zudem wird die Personaldecke zur Umsetzung der Forderprogramme zunehmend
knapper, wodurch eine (zeitlich und inhaltlich) optimale Durchfiihrung nicht in jedem Fal-
le gewéhrleistet ist.

In der hessischen Landwirtschaft setzten sich die in der Halbzeitbewertung beobachteten
Trends im Wesentlichen fort. Im Jahr 2003 gab es in Hessen 25.529 Betriebe mit einer
landwirtschaftlichen Nutzfliche von mindestens 2 ha. Der Riickgang der Betriebe seit
2001 lag damit mit 6,9 % leicht liber dem Bundesdurchschnitt von 6,2 % (Statistisches
Bundesamt, 2003, S. 147; Statistisches Bundesamt, 2004, S. 336). Im gleichen Zeitraum
stieg der Anteil der Haupterwerbslandwirte um 4 % auf 36 % (HMULV, 2004, S. 5). Die
Bedeutung der einzelnen Sektoren geht aus Tabelle 7.1 hervor.

Tabelle 7.1: Verkaufserlose der Landwirtschaft nach jeweiligen Preisen nach ausge-
wihlten Erzeugnissen in Hessen

Erzeugnis 2003 2001 1999
Anteil an Anteil an Anteil an
gesamt gesamt gesamt
Mio. € % Mio. € % Mio. € %
Getreide 144 13,2 163 13,2 160 14,1
Kartoffeln 21 1,9 32 2,6 24 2,1
Zuckerriiben 57 5,3 52 42 64 5,6
Gemiise 62 5,7 69 5,6 63 5,6
Obst 29 2,6 20 1,6 21 1,8
Weinmost/Wein 29 2,6 23 1,8 38 3,4
Baumschulerzeugnisse 14 1,3 15 1,2 22 1,9
Blumen und Zierpflanzen 79 7,2 88 7,1 78 6,9
Pflanzliche Erzeugung 478 43,7 507 40,9 502 44,3
Rinder und Kailber 89 8,2 96 7,7 126 11,1
Schweine 160 14,6 202 16,3 144 12,7
Schafe und Ziegen 30 2.7 35 2,8 18 1,6
Gefliigel 13 1,1 13 1,0 13 1,1
Milch 292 26,7 346 28 298 26,3
Eier 23 2,1 30 2,4 23 2,1
Tierische Erzeugung 616 56,3 731 59,1 631 55,7
Verkaufserlose insgesamt 1.094 100,0 1.238 100,0 1.133 100,0

Quelle: http://www.statistik-bw.de/Landwirtschaft/LGR/Laender home.asp: Regionale landwirtschaftliche
Gesamtrechnung — R-LGR. Mirz 2005.
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7.1.1 Ubersicht tGiber die angebotenen MaRnahmen

In Hessen ist eine Forderung in insgesamt 11 Sektoren moglich. Im indikativen Finanzplan
ist jeweils die Mittelaufteilung fiir die einzelnen Sektoren festgelegt, welche seit der Pro-
grammerstellung jdhrlich angepasst wurde. Dabei ist in allen im Rahmen der Forderung
bedeutenden Sektoren eine wesentliche Anderung der Mittelzuweisung zu erkennen (vgl.
Tabelle 7.2). So hat der von Anfang an bedeutende Milchsektor noch an Bedeutung ge-
wonnen. Seit Programmerstellung sind die Mittel fiir diesen Sektor um 48 % erhdht wor-
den, so dass nun 39,8 % aller Mittel fiir den Sektor Milch vorgesehen sind. Die Mittel fiir
den Sektor Getreide und Olsaaten wurden mit jedem Anderungsantrag um insgesamt ca.
28 % reduziert, damit stehen aktuell nur noch 37,9 % der urspriinglich vorgesehenen Mit-
tel zur Verfiigung. Eine eher moderate Kiirzung erfuhr die Forderung im Bereich Obst und
Gemdiise. Hier reduzierte sich die forderfahige Gesamtinvestitionssumme um 36,7 % auf
15,1 Mio. Euro. Am stirksten hinzugewonnen hat mit 217,7 % der Sektor Eier und Geflii-
gel, wohingegen die Mittel fiir den Sektor Okoerzeugnisse mit 88,4 % am stirksten redu-
ziert wurden. Die gesamte forderfiahige Investitionssumme iiber alle Sektoren hinweg
wurde mit der Plandnderung 2003 um 17 % gesenkt. Gleich geblieben sind die Fordersét-
ze, nach wie vor werden 20 % der forderfiahigen Investitionssumme aus dem EAGFL und
10 % aus der GAK finanziert.

Tabelle 7.2: Entwicklung der Finanzplanung in den einzelnen Jahren der aktuellen
Forderperiode
Sektoren Forderfahige Investitionssumme
EPLR 1. Anderung 2003 2. Anderung 2003 3. Anderung 2003 Ver-
and.

Mio. Anteil Mio. Anteil Verand. Mio. Anteil Verdnd. Mio. Anteil Verdnd. Insg.
EURO in%  EURO in % in%  EURO in % in%  EURO in % in % in %

Fleisch 7,5 6,8 7,5 6,8 - 4,5 49 -39,8 3,0 32 345 -60,6
Zuchttiere 1,3 1,2 1,3 1,2 - 1,3 1,4 - 1,3 1,4 - -
Eier und Gefliigel 4,4 4,0 14,2 12,8 +219,5 14,2 15,4 - 14,1 15,3 -0,6  +217,7
Milch/ 26,9 24,2 26,9 24,2 - 26,9 29,1 - 39,8 43,2 +48,2 +48,2
Milcherzeugnisse

Getreide und 24,8 223 18,1 16,3 272 13,1 14,2 27,7 9,4 10,2 -28,1 -62,1
Olsaaten

Wein 2,7 24 2,7 2,4 - 2,7 2,9 - 2,6 2,8 2,3 2,3
Obst und Gemiise 23,9 21,5 23,9 21,5 - 18,9 20,5 -20,9 15,1 16,4 -20,0 -36,7
Blumen und 3,1 2,8 3,1 2,8 - 3,1 34 - 2,8 30 -10,7 -10,7
Zierpflanzen

Speisekartoffeln 3,1 2,8 3,1 2,8 - 1,1 1,2 -64,6 0,6 0,7 -453 -80,7
Okoerzeugnisse 11,1 10,0 8,1 7,3 27,1 4,2 46 -479 1,3 1,4 -69,4 -88.,4
NR, Arznei- und 2,2 2,0 2,2 2,0 - 2,2 2,4 - 2,2 2,4 - -
Gewlirzpfl.

Summe: 111,17 100,0 111,1  100,0 - 92,2 1000 -17,0 92,2 100,0 - -17,0

Quelle: HMULYV (2005a).
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Da der tatsdchliche Bedarf an Fordermitteln in vielen Sektoren von der Planung zum Zeit-
punkt der Planerstellung stark abweicht, will man in Hessen bei der Bedarfsermittlung
zukiinftig auf Branchenbefragungen verzichten und stattdessen einzelne Experten befragen
bzw. Planungen an Erfahrungswerten vergangener Forderperioden orientieren. Bei Bran-
chenbefragungen, wie sie auch fiir den aktuellen Planungszeitraum durchgefiihrt wurden,
besteht die Gefahr, dass hiufig ein hoherer Bedarf signalisiert wird, was zu Fehlplanungen
im Ministerium fiihrt.

In der folgenden Forderperiode soll das Forderangebot auf weniger Sektoren beschrankt
werden. In der aktuellen Strategie wurde versucht, ein moglichst breites Forderspektrum
anzubieten. Laut Angaben des HMULV soll die Férderung in Zukunft verstirkt auf die
Sektoren Biorohstoffe, Gefliigelhaltung, Apfelweinkeltereien und Wein ausgerichtet wer-
den. Bei nachwachsenden Rohstoffen wére es wiinschenswert, wenn hier eine Forderung
auBlerhalb der Anhang-I-Beschrankungen moglich wire (vgl. Kapitel 7.7.2). Insbesondere
vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung von nachwachsenden Rohstoffen ist ein
Ausschluss dieses Bereichs von der Forderung nicht wiinschenswert.

7.1.2 Beschreibung der Ziele und Prioritaten

Im hessischen EPLR werden sowohl programm- als auch maBnahmenspezifische Ziele
definiert. Programmspezifisches Hauptziel des Forderschwerpunktes A, in dem sich unter
anderem die Mallnahmen zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedin-
gungen befinden, ist die Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit, d. h. die Entwicklung
wettbewerbsfahiger land- und erndhrungswirtschaftlicher Betriebe durch Erzeugung quali-
tativ hochwertiger Nahrungsmittel sowie die Stirkung der Marktstellung hessischer Er-
zeugnisse.

Neben den programmspezifischen Zielen wurden fiir die MaBnahme ,,Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse® sektoriibergreifende Ziele formuliert: Die
Wettbewerbsfahigkeit der Land- und Erndhrungswirtschaft soll dadurch gesteigert werden,
dass das Angebot aus hessischer Erzeugung stiarker gebiindelt wird, Kosten durch Rationa-
lisierungsmaBBnahmen gesenkt werden, die Produktion konsequenter an den Bediirfnissen
der Verbraucher ausgerichtet wird, hochwertige Produktqualititen erzielt und die Prozess-
ketten an einem moglichst hohen Qualitdts- und Umweltschutzstandard ausgerichtet wer-
den. Daneben wurden sektorspezifische Feinziele formuliert. Je nach Sektor wird eine
Auswahl der drei Feinziele

— Sicherung der Wertschopfung, der Arbeitsplitze und der Einkommen im ldndlichen
Raum;

—  Gewdbhrleistung einer angemessenen Ortlichen Versorgung mit umweltfreundlich her-
gestellten qualitativ hochwertigen Produkten und
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— Starkung regionaler Verarbeitungs- und Vermarktungsunternehmen und —einrichtun-
gen in ihrer Marktposition

angestrebt. Einige der im Programm formulierten Ziele haben aufgrund der schwierigen
wirtschaftlichen Situation der letzten Jahre an Relevanz verloren. Aufgrund der Tatsache,
dass die Investitionsbereitschaft der Unternehmen stark zuriickgegangen ist und damit die
vorgesehenen Fordermittel vermutlich nicht ausgeschopft werden konnen, liegt das Haupt-
augenmerk bei der Bewilligung von Projekten nach Angaben des HMULYV auf drei Krite-
rien: Wirtschaftlichkeit, Erzeugervorteil und Standort- bzw. Arbeitsplatzsicherung der
Unternehmen.

In Hessen wird die Zielsetzung Erzeugervorteil sehr konsequent verfolgt. Langfristige
Vertragsbindungen mit Landwirten werden genau gepriift. AuBBerdem soll ein moglichst
hoher Erzeugervorteil dadurch generiert werden, dass vorrangig nach dem Fordergrund-
satz Marktstrukturgesetz gefordert wird, d. h. Unternehmen vertragliche Bindungen zu
Erzeugergemeinschaften (EZG) nachweisen miissen. Existiert keine entsprechende EZG,
wird durch das HMULYV die Griindung einer solchen forciert. Der zusitzliche Erzeuger-
vorteil bei EZGen wird darin gesehen, dass durch Angebotsbiindelung sowie eine be-
stimmte Qualititspolitik eine bessere Marktposition erreicht wird. Daher legt das HMULV
auch grofBen Wert auf funktionierende EZG (vgl. Kapitel 7.4).

Das zweite wesentliche Ziel, Standort- und Arbeitsplatzsicherung, gewann vor dem Hin-
tergrund der problematischen Arbeitsmarktsituation an Bedeutung. Zudem existiert ein
,Forderwettbewerb zwischen europdischen Regionen: Hessen konkurriert, was das Ange-
bot an Fordermitteln angeht, mit anderen Regionen. Laut HMULYV wiirde ein Wegfall der
FordermaBnahmen hdufig zur Folge haben, dass Unternehmen in Regionen abwandern, in
denen gefordert wird. Ein gleichméaBiger Wegfall der Forderung in allen Regionen wird im
HMULYV in den meisten Féllen als unproblematisch erachtet.

Grundsatzlich zeigt sich, dass es schwierig ist, zu Beginn einer 7-jdhrigen Forderperiode
konkrete Feinziele zu formulieren, die mit entsprechenden abstrakten Indikatoren iiber-
prift werden sollen. Sich dndernde Rahmenbedingungen, die einen erheblichen Einfluss
auf den Grad der Zielerreichung haben konnen, konnen nicht antizipiert werden. Seitens
des HMULV wird es als sinnvoller erachtet, zukiinftig grobere Ziele zu formulieren, die
dann jahrlich tiberpriift und konkretisiert werden konnten. Dies konnte in Form von Bera-
tungsgesprachen oder mithilfe von Moderatoren geschehen.

Der Begriff der ,,Regionalitit® soll in Zukunft in Hessen weiter gefasst werden. An der
Idee ,,aus der Region fiir die Region* soll zwar festgehalten werden, dabei sollen jedoch
auch Bundeslandesgrenzen iiberschritten werden konnen. Eine erhohte Marktorientierung
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soll dadurch gewéhrleistet werden, dass regionale Grenzen dem Aktionsradius des Le-
bensmitteleinzelhandels angepasst werden.

7.1.3 Einordnung der Malinahme in den Forderkontext

Die Forderung im Bereich V+V im Rahmen der VO (EG) 1257/1999 findet in Hessen im
Rahmen unterschiedlicher MaBnahmen statt. Tabelle 7.3 gibt Aufschluss {iber Rechts-
grundlagen und Finanzierung der einzelnen Mallnahmen und dariiber, welche Kosten for-
derféhig sind.

Tabelle 7.3: Grundlagen der EU-kofinanzierten Férderung im Bereich V&V in Hessen

EG Rechts-  Forder- Forder- Forderféahig Finanzierungs-
grundlage grundlagen grundlagen quellen
(GAK) (Land)
Verbesserung der VO 1257/99, GAK Grundsatz keine eigene Investitionen EU/GAK
Verarbeitung und Art. 25-28 (g) Marktstruktur-  Landesrichtlinie
Vermarktung verbesserung
landwirt.schaftlicher GAK Grundsatz keine eigene Investitionen EU/GAK
Erzeugnisse Marktstruktur-  Landesrichtlinie Startbeihilfen (nur noch bis
gesetz Ende 2005)
GAK Grundsatz keine eigene Investitionen EU/GAK
Oko Landesrichtlinie Organisationsausgaben
Vermarktungskonzeptionen
Qualitéts- und
Umweltmanagentsysteme
GAK Grundsatz keine eigene Investitionen EU/GAK
Regio Landesrichtlinie Organisationsausgaben
Vermarktungskonzeptionen
Qualitéts- und
Umweltmanagentsysteme
Vermarktung von VO 1257/99, - Richtlinien zur Forde- Qualitéitssicherungssysteme EU/Land
landwirtschaftlichen  Art. 33 (m) rung der Erzeugung,  Vermarktungskonzeptionen
Qualitatserzeugnissen Verarbeitung und
Vermarktung von
landwirtschaftlichen
Qualitétsprodukten
——————————————— Richtlinien zur Forde- Investitionen Land

rung von Produktin-
novationen und Ver-
marktungsalternativen

Vermarktungskonzeptionen

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Neben diesen MaBBnahmen gibt es fiir Erzeugerorganisationen im Bereich Obst und Gemii-
se die Moglichkeit, nach der GMO gefordert zu werden. Das Investitionsvolumen liegt
hier bei 400.000 Euro jéhrlich (EAGFL-Anteil 200.000 Euro). Fiir die Forderung im Er-
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ndhrungsgewerbe ist ausschlieflich das HMULV zustdndig. Eine Forderung mit Mitteln
anderer Ressorts (z. B. regionale Wirtschaftsforderung, Mittelstandsforderung) ist in Hes-
sen im Erndhrungsgewerbe nicht moglich.

Zwischen der Forderung im Bereich V&V und anderen Maflnahmen des EPLR entstehen
Synergien in den meisten Féllen zufillig. Insbesondere im Sektor Gefliigel sind Synergie-
effekte zwischen AFP und V&V zu erkennen. Aber auch negative Effekte sind zu beo-
bachten. Beispielsweise wurde in einer hessischen Region der Bereich Getreidelagerung
sowohl aus AFP- als auch aus V&V-Mitteln gefordert. Hier wire eine bessere Abstim-
mung wiinschenswert gewesen.

7.2  Methodischer Ansatz'

Die Aktualisierung der Halbzeitbewertung im Programmbestandteil Verbesserung der
Vermarktung und Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse fiihrt das im Rahmen der
Halbzeitbewertung entwickelte methodische Konzept fort. Der Schwerpunkt liegt dabei
neben einer aktualisierten Bedarfsanalyse auf einer vertieften Wirkungs- (Zielerreichung)
und Effizienzanalyse (wirtschaftliche Umsetzung von Input in Output) sowie Empfehlun-
gen fiir kiinftige Fordermalnahmen. Angesichts der sehr kurzen Zeitspanne von neun Mo-
naten bis zur Abgabe des Update-Berichtes sind inhaltliche Abstriche an den Anspriichen
einer umfassenden Bewertung unvermeidlich. Grundlage der Empfehlungen und Schluss-
folgerungen ist die Betrachtung folgender Aspekte:

(1) Aktuelle, sektorspezifische Bedarfsanalyse,

(2) Wirkungs- oder Zielerreichungsanalyse,

(3) Effizienzanalyse.

Die drei Bereiche erfordern ein unterschiedliches methodisches Vorgehen. Wesentliche
Daten- und Informationsquellen enthilt Tabelle 7.4.

Hintergrund der Bedarfsanalyse sind die entsprechenden Ergebnisse der Halbzeitbewer-
tung. Sie werden im Rahmen des Updates aktualisiert und im Hinblick darauf gepriift, ob
und inwieweit die Investitionsbereitschaft der Wirtschaft den Erwartungen entspricht. Dies
geschieht vor allem anhand

— eines Vergleichs des zu Beginn der Forderperiode ermittelten sektoralen Bedarfs mit
der sektoralen Aufteilung der bis zum 31.12.2004 erteilten Bewilligungen,

Der methodische Ansatz wurde im Rahmen der zentralen Bewertung im Bereich Marktstrukturverbes-
serung fiir alle Bundesldnder in gleicher Weise entwickelt. Seine Darstellung ist fiir alle Bundesldander
gleich. Auf lianderspezifische Besonderheiten wird soweit notwendig in den nachfolgenden Kapiteln
eingegangen.
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— Informationen aus einem Interview im zustdndigen Ministerium anhand eines fiir die-
sen Zweck im Rahmen der Zwischenbewertung entwickelten Interviewleitfadens (sie-
he Materialband diesem Textband (MB, Anhang 3),

—  Sekundérstatistiken sowie des im Institut der Bewerter vorhandenen Expertenwissens.

Tabelle 7.4: Beschreibung, Verwendung und Quellen der im Bereich Marktstruktur-
verbesserung genutzten Daten

Datenart Datenquellen Datensatzbeschreibung Verwendung bei der Analyse und Fundstelle
Bewertung der/des

Adminstra- Vollzugs Inan- Wirkungen
tiven Um- spruch-
setzung nahme /
Outputs

Quantitative Daten

Primér Standardisierter ~ Grundgesamtheit: weniger x x MB,
Fragebogen Forderfille als bewilligt Anhang 1
Primér Projektliste Grundgesamtheit: x x
(Stand 31.12.04)  Alle Forderfille
Sekunddr Monitoringdaten X) X) X) X)
Sekunddr Jahresberichte Meldungen BL geméil
Gemeinschaftsrahmen X X
fiir staatliche Beihilfen
Sekundar Amtl. Statistik Soweit verfligbar auf Literatur-
Erndhrungs- sektoraler Ebene und nach X verzeichnis
gewerbe fachlichen Betriebsteilen

Qualitative Daten

Primér Diverse
Telefongespriche

Sekundar  Literatur X % X x Literatur-

X X X X

verzeichnis

x: genutzt; (x): begrenzte Nutzung

Zur Abschatzung der Wirkungen war eine Auswertung von Erhebungsbégen vorgese-
hen. Von 41 geforderten Projekten lagen bei Fertigstellung dieses Berichts erst zwei Erhe-
bungsbdgen vor. Auf dieser Grundlage konnte keine Wirkungsanalyse erstellt werden. Das
zustandige Ministerium ist der Ansicht, dass zum Zeitpunkt des Updates noch nicht aus-
reichend abgeschlossene Projekte vorliegen, und daher die Wirkungsanalyse auch nur be-
grenzte Aussagekraft hat. Dieser Ansicht konnen sich die Bewerter anschlieBen. Im Fol-
genden wird dargestellt, welches methodische Vorgehen mit den aus den Erhebungsbdgen
gewonnenen Daten vorgesehen war:
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Fir die Wirkungsanalyse sollte im Programmbestandteil V&V auf einen Vor-
her-Nachher-Vergleich und einen Soll-Ist-Vergleich geeigneter Kennzahlen und Indikato-
ren zuriickgegriffen werden. Im Mittelpunkt steht dabei die Beantwortung der Bewer-
tungsfragen der EU entsprechend von ihr vorgeschlagener umfangreicher und detaillierter
Indikatoren.

Zur Datengewinnung wurde dafiir im Rahmen der Halbzeitbewertung ein Erhebungsbogen
entwickelt. Sein Hintergrund und Inhalt ist ausfiihrlich in der Halbzeitbewertung beschrie-
ben. Er enthélt Kennzahlen, die bei Antragstellung von den Begiinstigten fiir die Aus-
gangssituation vor Investitionsbeginn sowie fiir die Planungen im Geschiftsjahr nach Ab-
schluss der Investition als Bewilligungsvoraussetzung abgefragt werden. Nach Abschluss
der Investition werden die tatsidchlich im vollen Geschéftsjahr nach Fertigstellung erreich-
ten Werte der Kennzahlen abgefragt. Dies erlaubt Wirkungsanalysen gemifl den EU-
Vorgaben anhand von Soll-Ist-Vergleichen sowie von Vorher-Nachher-Vergleichen.

Der Erhebungsbogen wurde wihrend des Forderzeitraums in engem Dialog mit den Bewil-
ligungsstellen mehrmals angepasst. Die Anpassungen dienten vor allem dazu, Unklarhei-
ten der Definitionen der Kennzahlen moglichst auszurdumen und auch einige Fehler, die
bei der Erstellung des Erhebungsbogens unbemerkt geblieben waren, zu beseitigen. Die
drei Erfassungsbogen (Vorbogen, Hauptbogen und Abschlussbogen) enthélt der Material-
band zu diesem Textband (MB-VII, Anlage 1.1 bis 1.3).

Da in den Erhebungsbdgen nur Angaben der geforderten Betriebsstitten erfasst werden, ist
die Auswertung auf diesen Berichtskreis und damit die Ermittlung von Bruttoeffekten be-
grenzt. Sofern einzelne Betriebsstitten mehrfach geférdert worden sind, ergeben sich dar-
aus Mehrfachzéhlungen, wenn eine Addition von Angaben der Erhebungsbogen erfolgt.
Aufgrund der zu beachtenden Datenschutzabmachungen ist eine Bereinigung um diese
Effekte sehr aufwiandig und im Rahmen des Updates nicht moglich. Die Auswertung auf
Basis von Bruttoeffekten erlaubt keine Gesamtbetrachtung der Region bzw. von Unter-
nehmen insgesamt, die iliber mehrere Betriebsstitten verfiigen. Betriebsilibergreifende
Verdringungs- und Verlagerungseffekte, wie z. B die Riickgéinge beim Rohwarenbezug
oder der Beschéiftigung bei nicht geférderten Unternehmen, bleiben ebenso unberiicksich-
tigt wie Mitnahmeeffekte, die sich z. B. anhand von Angaben vergleichbarer Betriebe the-
oretisch iiber einen Vergleich ,,with — without* ermitteln lieBen. In der Praxis sind diese
wiinschenswerten Informationen nicht mit vertretbarem Aufwand zu beschaffen. Zum ei-
nen mangelt es an ausreichenden Informationen, um vergleichbare, nicht geforderte Un-
ternehmen zu finden und es bestehen erhebliche Zweifel, ob es vergleichbare Daten iiber-
haupt gibt. Zum anderen gibt es keinerlei Verpflichtung solcher Unternehmen, entspre-
chende Informationen bereit zu stellen und eine freiwillige Bereitschaft dazu ist eher sel-
ten.
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Die Erhebungsbdgen stellen prinzipiell eine Fiille von Daten fiir die Auswertung bereit.
Eine direkte Verdichtung auf wenige, aussagekriftige Kennzahlen ist dabei nur selten
moglich. Vielmehr bedarf es zur Beantwortung der Bewertungsfragen im Regelfall der
Ermittlung verschiedener Kennzahlen, die hdufig indirekte EinflussgroBen hinsichtlich der
Fragestellung aufzeigen und die zu einem Gesamtbild zusammengefiigt werden miissen.

Im Falle Hessens wird wegen der absolut unzuldanglichen Anzahl Erhebungsbdgen nur eine
vom Bundesland bereit gestellte Liste der bis zum 31.12.2004 bewilligten Projekte ge-
nutzt. Sie dient als Grundlage fiir Auswertungen hinsichtlich der regionalen Verteilung der
Forderfille sowie der Bedeutung einzelner Sektoren im Bundesland. Soweit aus den Kurz-
beschreibungen der Investition, ableitbar werden daraus auch Riickschliisse auf die For-
derwirkungen gezogen. Die Zahl der Projekte in dieser Liste tibersteigt die Zahl der Pro-
jekte, fiir die auswertbare Erhebungsbogen vorliegen um das Zwanzigfache.

Zur Durchfihrung und Umsetzung des Programmbestandteils V&V wird vor allem auf-
grund von Informationen, die anldsslich eines Interviews im Ministerium gewonnen wur-
den, Stellung genommen. Dabei stehen Anderungen, die seit der Halbzeitbewertung vor-
genommenen wurden, im Mittelpunkt. Die Bewertung erfolgt vornehmlich anhand eines
Vergleichs mit den inhaltlichen Anforderungen an die Durchfiihrung und Begleitung, wie
sie von der EU vorgegeben sind. Dariliber hinaus werden Faktoren identifiziert, die den
Erfolg der Forderung beeinflussen und Schlussfolgerungen fiir die kiinftige Vorgehens-
weise abgeleitet.

Fiir die Wirkungsanalyse werden weitere Daten in dieser Zwischenbewertung genutzt. Vor
allem sind dies von den Lindern bereit gestellte zusdtzliche Informationen. Inhalt, Umfang
und Herkunft wird an den entsprechenden Stellen erldutert. Allenfalls ergdnzend werden
die alljdhrlich iiber den Bund an die EU gelieferten Monitoringdaten des Bundeslandes fiir
die Bewertung genutzt. Dies hat seine Ursache darin, dass hdufig aufgrund unterschiedli-
cher Meldezeitpunkte und Begriffsdefinitionen eine Vergleichbarkeit mit anderen vom
Land bereit gestellten Daten nicht gegeben ist bzw. die Daten des Monitoring nicht den
aktuellen Forderstand reflektieren, der wesentliche Grundlage der Bewertung ist.

7.3 Finanzielle Ausgestaltung und Umsetzungsstand

In Hessen liegt der Fordersatz fiir alle Sektoren unveridndert bei 30 % der forderfdhigen
Investitionskosten. 1/3 der 6ffentlichen Ausgaben werden aus GAK-Mitteln beglichen, 2/3
stammen aus dem EAGFL. Die Entwicklung von Ausgaben und die Finanzplanung im
Bereich Verarbeitung und Vermarktung ist aus Tabelle 7.5 ersichtlich. Auszahlungen von
Fordermitteln sind in Hessen bis zum 30.6.2006 mdéglich. Bis zu diesem Zeitpunkt miissen
fiir geforderte Projekte alle Rechnungen vorliegen.
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Tabelle 7.5: Zeitliche Entwicklung des Mittelabflusses in Hessen 2000 bis 2006 -
MafBnahme g: Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktung (Stand:

Januar 2005)
KOM-Entscheidung 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2000-2006
Offentliche Ausgaben, Mio. Euro insgesamt
Plan: EPLR K(2000) 2906 0,00 5,24 5,37 5,48 5,62 5,74 5,87 33,33
Plan: 1. Anderung K(2002) 3452 0,60 0,15 5,20 5,48 5,79 5,74 5,87 28,83
Plan: 2. Anderung K(2003) 3113 0,60 0,15 4,03 5,48 5,79 5,74 5,87 27,66
Plan: 3. Anderung K(2004) 3316 0,60 0,15 4,03 2,73 5,79 5,74 5,87 24,91
aktuelle (Juni 2005) 0,60 0,15 4,03 2,73 2,14 4,63 4,26 18,53
Ist: Auszahlungen H 0,00 0,15 4,03 2,73 2,14 9,05
EU-Beteiligung, Mio. Euro insgesamt
Plan: EPLR K(2000)2906 3,41 3,50 3,58 3,65 3,75 3,83 391 25,63
Plan: 1. Anderung K(2002)3452 0,40 0,10 3,47 3,65 3,86 3,83 3,91 19,22
Plan: 2. Anderung K(2003)3113 0,40 0,10 2,69 3,65 3,86 3,83 391 18,44
Plan:3. Anderung K(2004)3316 0,40 0,10 2,69 1,82 3,86 3,83 391 16,61
aktuelle (Juni 2005) 0,40 0,10 2,69 1,82 1,60 3,47 3,20 13,27
Ist: Auszahlungen 0,00 0,10 2,69 1,82 1,60 6,21

1) Ohne Vorschuss im Jahr 2000 und Auszahlungen Vorruhestand.

Quelle: HMULYV (2005b).

7.4 Darstellung und Analyse des bisher erzielten Outputs

Da in Hessen von bislang 41 bewilligten Projekten erst zwei Erhebungsbégen eingegangen
sind, konnen die folgenden Einschidtzungen lediglich auf Basis der Projektliste, der Ge-
spriche im HMULYV, eigenem Expertenwissen sowie verfligbarer Literatur gegeben wer-
den. Inwieweit die im Plan formulierten Ziele erreicht wurden, kann aufgrund der fehlen-
den Erhebungsdaten in den meisten Féllen nicht beurteilt werden. Bei der Betrachtung der
einzelnen Sektoren wird dabei nur auf die Sektoren eingegangen, die auch beziiglich der
bewilligten Férdersummen von Bedeutung sind.

7.4.1 Gesamtibersicht anhand der Projektliste

In der aktuellen Forderperiode wurden zehn Sektoren gefordert. Lediglich im Sektor Spei-
sekartoffeln fand noch keine Forderung statt. Zu den am intensivsten geforderten Sektoren
gehoren Milch, Obst und Gemduse, Eier und Gefllgel sowie Getreide. Bei Milch und
Eier und Gefligel kam der GroBteil der Férderung jeweils einem Unternehmen zugute
wihrend in den iibrigen intensiv geforderten Sektoren die Fordersumme auf mehrere Pro-
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jekte unterschiedlicher Unternehmen verteilt war. Die Verteilung der Fordermittel auf die
einzelnen Sektoren ist aus Tabelle 7.6 ersichtlich.

Tabelle 7.6: Kennzahlen zur Forderung im Bereich Marktstruktur in Hessen im Zeit-
raum 2000 bis 2004 (Stand der Bewilligung 31.12.2004)

Sektor Projekte Forderféahige Offentliche Ausgaben Errechnete
Investitionskosten Forder-
intensitat
Anzahl Mio. Anteil Mio. Anteil
Euro Sektor in Euro Sektor in
% %
Vieh & Fleisch (V & F) 2 2,38 4.4 0,71 4,44 30,0 %
Milch (MI) 3 19,98 37,2 5,99 37,32 30,0 %
Eier & Gefligel (E & G) 2 9,12 17,0 2,70 16,79 29,6 %
Viehmarkt (V) 1 1,16 2,2 0,35 2,17 30,0 %
Getreide (GE) 7 7,49 14,0 2,25 13,99 30,0 %
Wein & Alkohol (W & A) 5 1,31 2,4 0,39 2,43 29,8 %
Obst & Gemiise (O & G) 13 8,83 16,4 2,65 16,49 30,0 %
Blumen & Zierpflanzen (B & Z) 3 2,88 5,4 0,86 5,37 30,0 %
Gewiirzpflanzen (GP) 3 0,26 0,5 0,08 0,49 30,0 %
Okol. erzeugte Produkte (OEP) 2 0,27 0,5 0,08 0,51 30,0 %
Summe 41 53,68 100 16,06 100,00 29,9 %

Quelle: HMULV (2005b).

Karte 7.1 und Karte 7.2 verdeutlichen die rdumliche Verteilung der Projekte innerhalb
Hessens. Die Ndhe zum Ballungszentrum Rhein-Main erklért in einigen Sektoren eine ver-
starkte Investitionstitigkeit im siidhessischen Raum. So ist bei Investitionen im Frisch-
milchbereich und Frischobst- und Frischgemiisehandel die Ndhe zu diesem wichtigen Ab-
satzmarkt von Bedeutung.
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Karte 7.1: Regionale Verteilung der Forderung im Rahmen der Marktstrukturver-
besserung in Hessen im Zeitraum 2000 bis 2004

@ 2010 Vieh & Fleisch @ 3050 Wein & Alkohol

A 2020 Milch @ 3060 Obst & Gemiise

@ 2030 Eier & Gefliigel 3070 Blumen & Zierpflanzen

S 2991 Viehmarkt (© 4990 Gewilrzpflanzen

() 3010 Getreide {> 6000 Okologisch erzeugte Produkte

Quelle: Eigene Zusammenstellung .
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Karte 7.2: Investitionsumfang nach Sektoren im Rahmen der Marktstrukturver-
besserung geforderter Vorhaben in den ehemaligen Regierungsbezir-
ken von Hessen, bewilligte Projekte per 31.12.2004
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7.4.2 Milch und Milcherzeugnisse

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Der Trend in der hessischen Milchproduktion ging in den vergangenen Jahren hin zu gro-
Beren Bestidnden bei gleichzeitigem Riickgang von Milchkuhhaltern und Milchkiihen: Der
Durchschnittsbestand an Milchkiihen stieg von 2001 bis 2004 von 26,4 auf 30,8 Tiere pro
Halter. Die Zahl der Halter reduzierte sich im gleichen Zeitraum von 5.984 auf 4.900
(HMULYV, 2005b, S. 16). Insgesamt besteht eine ungiinstige Erzeugerstruktur.

Die hessische Milchwirtschaft war zum Zeitpunkt der Programmerstellung durch eine sehr
heterogene Molkereistruktur gekennzeichnet, die sowohl grofle, iiberregional tétige als
auch kleine, auf regionale Spezialititen ausgerichtete Unternehmen umfasste. Aufgrund
des herrschenden Preis- und Konkurrenzdrucks wurde bereits bei der Programmplanung
davon ausgegangen, dass es zu einem weiteren Konzentrationsprozess kommen wiirde
(HMULF, 2000, S. 336) Die Forderstrategie war deshalb darauf ausgerichtet, die struktu-
relle Anpassung langfristig liberlebensfahiger Molkereiunternehmen durch gezielte Inves-
titionsbeihilfen zu unterstiitzen. Dabei sollte die Forderung nicht nur auf weitere Konzent-
ration, Rationalisierung und Stiickkostendegression ausgerichtet sein sondern auch auf die
Starkung kleinerer Molkereien, die vorwiegend Spezialprodukte herstellen.

Aufgrund einer Branchenumfrage wurde im HMULYV Investitionsbedarf in 9 von 15 Mol-
kereien ausgemacht. Konkrete Investitionsvorhaben von 6 Molkereien werden im Pro-
gramm beschrieben. Es wurde mit einem Investitionsvolumen von 31 Mio. Euro fiir den
gesamten Planungszeitraum gerechnet. Als Auswirkung der Investition wurde bei den be-
giinstigten Molkereien eine nachhaltige Erhohung des Milchauszahlungspreises um
0,5 cent/kg erwartet.

Anderung der Rahmenbedingungen

Seit der Programmerstellung war die hessische Molkereistruktur wesentlichen Anderungen
unterworfen. In der Halbzeitbewertung wurde bereits ein zunehmender Konzentrations-
prozess in der hessischen Molkereiwirtschaft beschrieben. Dieser Prozess hat sich seitdem
fortgesetzt. Die Zahl der Molkereiunternehmen ist von urspriinglich 15 auf weniger als 10
zuriickgegangen, wovon die meisten kleinere Késereien sind. Wichtigster Impuls der Kon-
solidierung war die Fusion eines hessischen mit einem rheinland-pfilzischen Molkereiun-
ternehmen im Januar 2005 (HMULV, 2005a).

Wirkungsanalyse

Angesichts des sich strukturell verdndernden Sektors konnten auch die strategischen Ziele
nur teilweise erreicht werden. So sollten durch die Forderung kleinere Molkereien mit
Spezialprodukten gestirkt werden. Bis Anfang 2005 entfielen jedoch 97 % der bewilligten
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Fordermittel auf einen Molkereistandort des oben erwédhnten fusionierten Unternehmens.
Lediglich ein Projekt einer kleineren Biomolkerei war bis dahin bewilligt worden.

Die finanzielle Planung gestaltete sich, nach Angaben des HMULYV, schwierig. Nachdem
eine Molkerei fiir einen Standort Anfang 2003 Fordermittel fiir eine Investition in Hohe
von 20 Mio. Euro beantragte, wurde 2004 bei der KOM eine Erhohung der Mittelzuwei-
sung fiir den Sektor Milch um 48 % auf eine forderfihige Investitionssumme von rund
40 Mio. Euro beantragt und bewilligt. Das Unternehmen senkte jedoch nach Antragstel-
lung mehrmals die Gesamtinvestitionssumme, so dass inzwischen ein Investitionsvolumen
von 10 Mio. Euro erreicht wurde (Stand: Februar 2005).

Beziiglich der Anzahl der geforderten Projekte weichen die Planungen des HMULYV von
der Anzahl der bislang bewilligten Antrdge ab. Zum Zeitpunkt der Planerstellung wurden
Investitionen in neun Molkereien erwartet. Im EPLR werden Vorhaben aus sechs Molke-
reien ndher beschrieben. Bis Anfang 2005 konnten jedoch erst drei Projekte gefordert
werden, zwei davon an einem Molkereistandort. Da wegen des Endes der Forderperiode
Zahlungen an Zuwendungsempfinger nur bis zum 30.06.2006 getdtigt werden, ist auch
nicht mehr damit zu rechnen, dass die angepeilte Projektanzahl erreicht wird.

An der Entwicklung des hessischen Molkereisektors kann beispielhaft die Schwierigkeit
der Langfristplanung von FérdermaBBnahmen aufgezeigt werden. Trotz einer Befragung der
Zielgruppe Molkereien zur Programmplanung entwickelte sich der Markt insbesondere
durch bedeutende individuelle Unternehmensentscheidungen anders als vermutet. So wur-
de durch die Anfang 2005 vollzogene Fusion der groBten hessischen mit der rheinland-
pfilzischen Molkerei der seit langem fiir notwendig erachtete Prozess der Strukturanpas-
sung hin zu groferen Unternehmen vollzogen. Die Betriebsstitte weist durch ihre zentrale,
verkehrstechnisch giinstige Lage und rdumliche Ndhe zum Verbraucherzentrum Rhein-
Main vorteilhafte Standortbedingungen auf, welche durch die Forderung unterstiitzt wur-
den.

Empfehlungen kommende Forderperiode

Aller Voraussicht nach wird in der kommenden Forderperiode nur noch eine Forderung
von KMU mdglich sein. Grofere Molkereien, wie sie aktuell in Hessen vornehmlich ge-
fordert wurden, werden dann diese Forderung nicht mehr in Anspruch nehmen konnen.
Insofern sollten, wie im aktuellen Plan bereits vorgesehen, kleinere Unternehmen mit in-
novativen Produkten gefordert werden. Allerdings sollte die langfristige Tragféhigkeit der
der Investition zugrundeliegenden Strategien sorgfiltig gepriift und von den Unternehmen
nachgewiesen werden. Die wechselvolle Entwicklung im Sektor Milch kann als Beispiel
dienen, weniger eine sektorale Fokussierung vorzunehmen sondern vielmehr das Hauptau-
genmerk auf inhaltliche, leistungsorientierte sowie zielorientierte Projekte zu legen. Dafiir
sind prédzise Ziele und daran ausgerichtete Projektauswahlparameter notwendig. Beides
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sollte bei sich d&ndernden Marktentwicklungen angepasst werden konnen, ohne eine Wir-
kungsmessung zu beeintrichtigen.

7.4.3 Getreide und Olsaaten

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Die Anbaufldche fiir Médhdruschfriichte ist in Hessen seit Jahren stabil. Bei Getreide lag
sie kontinuierlich bei knapp liber 300.000 ha, bei Raps liegt sie um die 50.000 ha. Getreide
und Olsaaten nehmen zusammen einen Anteil von 70 % der Ackerfliche ein (HMULF,
2000, S. 339; HMULYV, 2004, S. 14). Laut EPLR fiihrte die Absenkung der Getreide-
Interventionspreise und die Angleichung der Olsaaten-Ausgleichszahlungen sowohl bei
der Landwirtschaft als auch bei ihren direkten Marktpartnern zu einem verstdarkten Wett-
bewerbsdruck. Aus Griinden der deshalb notwendigen Rationalisierung und Kosteneinspa-
rung beim Erfassungshandel wurden Investitionen erwartet, und zwar vor allem im Be-
reich Separierung und getrennte Lagerung bestimmter Qualititen.

Erwartet wurden Antrdge von 20 Unternehmen mit einem Investitionsvolumen von rund
29 Mio. Euro. In den Bereichen Erfassung, Kiihlung und Lagerung sowie Aufbereitung
wurden mit insgesamt 75 % der Gesamtinvestitionssumme die meisten Investitionen er-
wartet.

Als Auswirkung der Férderung werden Kapazititserweiterungen in Hohe von 15 % erwar-
tet. Aufgrund von besserer Qualititsdifferenzierung und -sicherung sowie Kosteneinspa-
rung durch Rationalisierungseffekte wird erwartet, dass Preiszuschldge eher realisiert wer-
den konnen. Bevorzugt beriicksichtigt werden sollen Antragsteller, die vertragliche Bin-
dungen mit nach dem Marktstrukturgesetz anerkannten Erzeugergemeinschaften nachwei-
sen konnen. Hierdurch soll ein Zusammenschluss von EZGen forciert werden, welcher
hilft, die Marktposition der Erzeuger zu starken.

Wirkungsanalyse

Der Bedarf an Férdermitteln im Bereich Getreide und Olsaaten stellte sich als wesentlich
geringer heraus als zu Beginn der Planungsperiode erwartet. Urspriinglich war eine forder-
fihige Gesamtinvestitionssumme von 24,82 Mio. Euro vorgesehen. Mit jedem Anderungs-
antrag wurde diese Summe reduziert, so dass sie aktuell eine Hohe von 9,4 Mio. Euro er-
reicht hat (Stand Februar 2005). Bislang sind sieben Projekte mit forderfdhigen Gesamt-
kosten in Hohe von 7,5 Mio. Euro bewilligt worden. Die meisten Investitionen fanden im
Bereich Erfassung und Lagerung mit besonderer Ausrichtung auf differenzierte Annahme
und Lagerung statt. Nach Ministeriumsangaben gab es bei fast allen Projekten eine mar-
kante Erhohung der Erzeugerbindung.
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In Hessen wird im Getreidebereich den Erzeugergemeinschaften eine groBle Bedeutung
beigemessen. Grund dafiir ist, dass am Markt unterschiedliche Qualitidten verlangt werden
und EZGen diese Nachfrage besser bedienen konnen als Einzelerzeuger. Daher wurde in
Hessen eine ,,Flurbereinigung™ bei EZGen durchgefiihrt und solchen EZGen, die nur pro
forma existierten, der Status aberkannt. Zusatzlich wurden Fusionen forciert. Ab 2006 sol-
len grundsétzlich keine Startbeihilfen fiir EZGen mehr gewihrt werden, um zu verhindern,
dass Griindungen hauptséchlich stattfinden, um 6ffentliche Mittel zu akquirieren.

7.4.4 Obst und Gemise

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Die girtnerische Produktion nimmt an der landwirtschaftlich genutzten Fliche in Hessen
zwar nur einen Anteil von 1,3 % ein, sie erwirtschaftet aber mit 250 Mio. Euro rund die
Hilfte der Wertschopfung der pflanzlichen Erzeugung der gesamten Landwirtschaft
(HMULYV, 2003; HMULYV, 2005b, S. 33). Zwischen 2000 und 2004 dehnte sich die Frei-
landgemiiseanbaufldche um 9,1 % aus. Damit folgte Hessen dem Bundestrend: Bundesweit
konnte eine Ausdehnung von rund 13 % verzeichnet werden (Balz, 2005, S. 29) Im Be-
reich Obstanbau ist in Hessen v. a. der Anbau von Apfeln von Bedeutung. Er nimmt mit
317 ha einen Anteil von knapp 60 % der gesamten Baumobstfliche ein. Wichtiger Ab-
nehmer ist die Apfelwein- und Fruchtsaftindustrie (HMULYV, 2005b, S. 35)

Der hessische Gemiiseanbau ist durch eine Konzentration von Erzeugern und Vermark-
tungsunternehmen im siidhessischen Raum geprigt, welche die nahegelegenen Ballungs-
rdume Rhein-Main und Rhein-Neckar mit Frischgemiise versorgen, sowie die Erzeugung
von Kohl in Nordhessen, welcher vornehmlich in der dort anséssigen Konservenindustrie
verarbeitet wird (HMULF, 2000, S. 344 f.). Insbesondere fiir die Erzeuger in der Nédhe der
hessischen Ballungsgebiete gewinnt neben den Absatzkandlen Handel, GroBkiichen und
Gastronomie auch der Direktverkauf iiber Wochenmirkte sowie der Ab-Hof-Verkauf an
Bedeutung (HMULYV, 2005b, S. 34)

Die Forderung im Bereich Obst und Gemiise soll laut Programm die Einkommenssituation
der Erzeuger verbessern und die Verarbeitungs- und Vermarktungskosten der geférderten
Unternehmen auf einem wettbewerbsfihigen Niveau halten. Insbesondere im Frischmarkt-
bereich soll die Forderung auch den Erzeugerbetrieben durch einen gesicherten marktge-
rechten Absatz zugute kommen. In der Obst und Gemiise verarbeitenden Industrie wird
neben der Absatzsicherung fiir die Erzeugerbetriebe die Stabilisierung der Beschiftigungs-
situation auch in industrie- bzw. marktfernen Standorten angestrebt. Aulerdem soll die
traditionsreiche Apfelweinherstellung unterstiitzt werden, da Apfelwein fiir Hessen ein
»Image-bildendes* Produkt ist (HMULYV, 2005a).
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Anderung der Rahmenbedingungen

Wurde im Programm noch die Notwendigkeit von Investitionen im Warenbereich Apfel-
wein und Fruchtsaft mit einer ,,in qualitativer und quantitativer Hinsicht gestiegenen
Nachfrage® (HMULF, 2000, S. 347) begriindet, so beklagen die hessischen Apfelweinkel-
tereien in letzter Zeit zunehmend Absatzprobleme. Die etwa 70 hessischen Keltereien se-
hen sich einem erhohten Wettbewerbsdruck ausgesetzt. Insbesondere von jiingeren
Verbrauchern wird nur wenig Apfelwein konsumiert — wechselnde Konsumtrends bzw.
Konkurrenzangebote sind vermutlich der Hauptgrund hierfiir.

Die Forderung hat gerade in dieser, fiir Keltereien schwierigen Situation, an Bedeutung
gewonnen und kann die Unternehmen dabei unterstiitzen, Strategien zu entwickeln, um auf
Dauer wettbewerbsfihig zu sein. Der Fokus muss noch stirker als bisher auf den Berei-
chen Produktinnovationen und Vermarktung liegen.

Wirkungsanalyse

Auch im Bereich Obst und Gemiise ist die Nachfrage nach Fordermitteln niedriger ausge-
fallen als urspriinglich geplant. Zur Planerstellung wurden Investitionen in Hohe von
23,9 Mio. Euro erwartet. Diese Summe wurde bei der 2. und 3. Plandnderung um insge-
samt 36,7 % auf 15,1 Mio. gesenkt. Bislang wurden 13 Projekte aus dem Bereich Obst und
Gemiise bewilligt. Die Gesamtinvestitionssumme liegt bei rund 9 Mio. Euro, davon rund
3 Mio. Euro im Frischbereich.

7.4.5 Erzeugnisse aus 6kologischem Anbau

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Ende 2004 gab es in Hessen 1.467 Okobetriebe die insgesamt 56.578 ha bewirtschafteten.
Dies entspricht 7,4 % der gesamten LF Hessens (HMULYV, 2005b, S. 50). Insbesondere in
hessischen Ballungsgebieten ist ein wachsendes Nachfragepotenzial nach 6kologisch er-
zeugten Lebensmitteln vorhanden, welchem laut EPLR bislang kein angemessenes regio-
nales Angebot gegeniibersteht. Investitionsbedarf wird im EPLR in nahezu allen Sektoren
gesehen, insbesondere jedoch bei Getreide, Milch, Obst, Gemiise, Kartoffeln und Fleisch
(HMULF, 2000, S. 350).

Wirkungsanalyse

In diesem Sektor konnte ein wesentlich geringeres Investitionsvolumen gefordert werden
als urspriinglich geplant. Ging man bei der Planerstellung noch von einer férderfahigen
Gesamtinvestitionssumme von rund 11 Mio. Euro aus, so musste diese in der laufenden
Forderperiode mehrmals reduziert werden. Bei der letzten Plandnderung war nur noch eine
Investitionssumme von 1,3 Mio. Euro vorgesehen, was einer Senkung von 69 % ent-
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spricht. Insgesamt wurden zwei Projekte bewilligt. Die forderfahige Gesamt-
investitionssumme belief sich auf 272.740 Euro.

7.4.6 Fleisch

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Die Rind- und Schweinefleischerzeugung zéhlt mit zu den wichtigsten Produktionszwei-
gen der hessischen Landwirtschaft (HMULF, 2000, S. 351). Sowohl in den Rinder- als
auch in den Schweinebestdnden ist ein kontinuierlicher Riickgang zu verzeichnen. Gleich-
zeitig sinkt die Zahl der Betriebe rapide. Zwischen 2001 und 2004 ging die Zahl der rin-
derhaltenden Betriebe um 18,5 % auf 10.456 Betriebe zuriick. Im selben Zeitraum redu-
zierte sich die Zahl der Rinder in Hessen um 8,3 % auf 467.520. Die Zahl der schweine-
haltenden Betriebe ging zwischen 2001 und 2003 um 14 % auf 10.821 Betriebe zuriick.
Der Schweinebestand sank im gleichen Zeitraum um 6 % auf 814.218 Tiere (HMULV,
2005b, S. 16 ff.)

Die hessischen Schlachthofe sind durch einen sehr niedrigen Auslastungsgrad gekenn-
zeichnet. Dennoch fand in der vorherigen Forderperiode eine Forderung des Ausbaus von
Schlachtkapazitdten statt, was den Auslastungsgrad und damit die Wirtschaftlichkeit der
Schlachthofe noch verschlechterte (Wendt et al., 2001, S. 304). In der aktuellen Forderpe-
riode soll eine hohere Auslastung der Schlachthofe dadurch gefordert werden, dass Inves-
titionen im Bereich Qualitdts- und Umweltmanagement sowie in innovative Produktlinien
der Fleischverarbeitung getétigt werden. Dabei sollen insbesondere Leistungen von Unter-
nehmen gefordert werden, die deutlich iiber die gesetzlich vorgegebenen Qualitdts- und
Umweltschutzstandards hinausgehen. Auf diese Weise soll eine ,,Konsolidierung® des
Schlachtsektors erreicht werden.

Durch die Investitionsforderung soll eine weitere Verbesserung des Qualitdts- und Um-
weltschutzniveaus erzielt werden. Erhofft wird eine Stabilisierung der hessischen Schwei-
neproduktion (HMULF, 2000, S. 353).

Wirkungsanalyse

Die urspriinglich vorgesehene forderfihige Investitionssumme von 7,5 Mio. Euro wurde
wegen mangelnder Nachfrage nach Fordermitteln um 60 % auf 3 Mio. Euro reduziert. Ins-
gesamt wurden bislang zwei Projekte mit einer forderfihigen Gesamtinvestitionssumme
von 2,4 Mio. Euro bewilligt.

Bei dem geringen Ausmal} der Investitionen ist eine zielfiihrende Wirkung nicht zu erwar-
ten. Wie Gespriche im HMULV ergaben, ist der Bestand einiger Schlachthdéfe aufgrund
des desolaten Auslastungsgrades weiterhin geféhrdet.
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Empfehlungen kommende Forderperiode

Die Zielsetzung, eine Konsolidierung der Schlachthofstruktur durch weitere staatliche
Eingriffe im nachgelagerten Bereich zu erreichen, wird von den Bewertern kritisch gese-
hen. Auch bei Erfiillung hoherer Qualititsstandards wird es schwierig sein, die Auslastung
der Schlachth6fe zu erhdhen, da sich dies nicht auf das hessische Schlachtviehaufkommen
auswirken wird. Eine Reduzierung von Schlachtkapazititen scheint unvermeidbar. Statt
einer weiteren Forderung in diesem Sektor mit o. g. Zielsetzung sollte ein Strukturwandel
dem Einfluss von Marktkriften iiberlassen werden.

7.4.7 Eier und Gefllugel

Ausgangssituation und Strategie laut Programm

Die Eier- und Gefliigelwirtschaft ist in Hessen von untergeordneter Bedeutung. Zu Beginn
der Forderperiode konnte ein Selbstversorgungsgrad bei Eiern von nur 34 % erreicht wer-
den. Mit der Forderung wird beabsichtigt, die Vermarktung von Eiern aus alternativen
Haltungsformen zu erh6hen und Anreize fiir eine Ausdehnung der hessischen Putenpro-
duktion zu schaffen (HMULF, 2000, S. 354 f.).

Anderung der Rahmenbedingungen

Ein groBeres Gefliigelfleischverarbeitungsunternehmen, das Waren fiir einen Discounter
herstellt hat eine Produktionsstitte in Nordhessen errichtet. Im HMULV wird diese An-
siedlung als Schritt hin zu einer Etablierung des Produktionszweiges in Hessen gesehen,
der als Einkommensalternative zu der ansonsten iiblichen landwirtschaftlichen Produktion
dienen kann.

Wirkungsanalyse

Die Neuerrichtung einer Betriebsstitte eines Gefliigelfleischverarbeitungsunternehmens
verdanderte den Bedarf an Fordermitteln im Sektor Eier und Gefliigel. Zur Programmpla-
nung belief sich der Ansatz in diesem Sektor auf eine forderfihige Investitionssumme von
4,4 Mio. Euro. Dieser wurde mit dem ersten Anderungsantrag aus dem Jahr 2002 auf
14 Mio. Euro erhoht. Bislang wurden zwei Projekte des Unternehmens mit einer forderfa-
higen Gesamtinvestitionssumme von 9 Mio. Euro bewilligt.

Empfehlungen kommende Forderperiode

Fiir die Standortentscheidung des Gefliigelschlachtunternehmens spielte die Forderung nur
eine nachrangige Rolle, da diese in allen Bundesldndern gewédhrt worden wire. Das Bun-
desland sollte die Situation zur Etablierung einer neuen Produktionsrichtung (Gefliigel-
mast) nutzen und durch Beratung etc. Landwirte in dieser Richtung unterstiitzen.
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7.5 Administrative Umsetzung mit Fokus auf Veranderungen seit 2003

Die Umorganisation der hessischen Verwaltung hat dazu gefiihrt, dass zeitweise Verzoge-
rungen bei der Bewilligung auftraten. (vgl. Kapitel 7.1.1). Zudem besteht nur ein einge-
schriankter Zugriff seitens des HMULV auf das fiir die Bewilligung zustdndige Regie-
rungsprisidium GieBen’, was mit als Grund fiir die Nicht-Bearbeitung der Erhebungsbdgen
angefiihrt wurde.

7.6 Beantwortung der kapitelspezifischen Bewertungsfragen

Die Erhebungsbdgen (EB) wurden in Zusammenarbeit mit den Bundesldandern als zentrale
Informationsquelle zur Bewertung der Maflnahme erarbeitet (vgl. Kapitel 7.2). Die Aus-
wertung der Projektdaten aus den EB bildet den Kern des Updates wie auch der Ex-post-
Bewertung im Bereich Marktstrukturverbesserung, da nur durch diese Informationsquelle
die Beantwortung der kapitelspezifischen Fragen fundiert erfolgen kann. Es besteht eine
verbindliche Vereinbarung zwischen den Bundesldndern und den Bewertern, dass ein aus-
gefiillter EB Bestandteil der Bewilligungsvoraussetzungen eines Projektes ist und den Be-
wertern zur Verfligung gestellt wird. Leider ist Hessen trotz mehrfacher Aufforderung der
Verpflichtung zur Lieferung der notwendigen EB nicht nachgekommen und {ibermittelte
nur fiir zwei von 41 bewilligten Projekten Erhebungsbogen. Durch die absolut unzurei-
chende Anzahl EB ist der Bewertung dieser Maflnahme der grof3te Teil der Beurteilungs-
grundlage genommen. Die Bewertungsfragen konnen daher nicht annédhernd angemessen
beantwortet werden, so dass die Beantwortung entfallt. Umso dringlicher ist es, dass zu-
mindest zur Ex-post-Bewertung von allen Projekten komplette Erhebungsbdgen vorliegen.
Die Ex-post-Bewertung bietet ohnehin das groBere Potential fiir eine Wirkungsanalyse.

7.7 Gesamtbetrachtung der angebotenen MalRhahme

7.7.1 Inanspruchnahme und erzielte Wirkungen

Seit Beginn der Forderperiode wurden die fiir V&V vorgesehenen Mittel gesenkt. Die ge-
planten Ausgaben wurden aufgrund mangelnder Nachfrage nach Fordermitteln seit Beginn
der Forderperiode um 17 % gekiirzt. Im Juni 2005 wies der Finanzplan noch o6ffentliche
Ausgaben in Hohe von rund 19 Mio. Euro aus. Einzig in den Sektoren Eier und Gefliigel
sowie Milch fand eine Erh6hung des geplanten Fordervolumens statt.

Dienstaufsichtlich unterstehen die Regierungsprésidien dem Hessischen Innenministerium.
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Aufgrund der zu geringen Anzahl Erhebungsbdgen konnen keine Aussage beziiglich der
meisten im Plan formulierten Ziele wie Wettbewerbsfahigkeit, Qualititsverbesserungen,
Umweltwirkungen, etc. getroffen werden. Aufgrund der Gespridche im HMULYV sowie der
Auswertung der Projektliste sind jedoch qualitative Anmerkungen beziiglich einiger im
Programm formulierten Ziel fiir folgende Sektoren moglich:

Milch und Milcherzeugnisse: Wie in Kapitel 0 bereits beschrieben, wurden insbesondere
groflere Investitionen an einem Molkereistandort geférdert. Aufgrund individueller Unter-
nehmensentscheidungen wurde der strukturelle Anpassungsprozess beschleunigt. Dieser
Prozess konnte durch die Foérderung positiv begleitet werden.

Eier und Gefligel: Es kann davon ausgegangen werden, dass die Investition des Geflii-
gelschlachtunternehmens in dem strukturarmen nordhessischen Raum zur Arbeitsplatz-
und Einkommenssicherung beitrégt.

7.7.2 Anhang-I-Problematik

Die Begrenzung der Forderung auf Produkte der ersten Verarbeitungsstufe, wie sie vor
allem zur Begrenzung der Sonderregelungen fiir die Landwirtschaft mit dem Anhang I
zum EG-Vertrag gedacht ist, stoft in der praktischen Umsetzung zunehmend an Grenzen.
In der Praxis bedeutet eine zunehmende Marktorientierung im Blick auf hohere Wert-
schopfung und Wettbewerbsfahigkeit konkret, auf Verbraucherwiinsche nach Produkten
mit Zusatznutzen und Convenience-Eigenschaften z. B. in Form von Teil- und Fertigge-
richten einzugehen. Einige Beispiele sollen exemplarisch zeigen, welche Konsequenzen
daraus in der Praxis resultieren.

Unter Anhang I fillt z. B. die Zollposition

0404 10 — Molke und modifizierte Molke, auch eingedickt oder mit Zusatz von Zucker
oder anderen SiiBmitteln.

Wenn ein Unternehmen versucht, marktorientierte Wertschopfung fiir diese Produkte zu
erreichen, indem es die Produkte aufwertet z. B. im Bereich Babynahrung unter der Zoll-
position

1901 10 00 — Zubereitungen zur Erndhrung von Kindern, in Aufmachungen fiir den Ein-
zelverkauf,

oder im Bereich der Sportlernahrung (Molkenproteinkonzentrat) unter der Zollposition

350220 — Molkenproteine (Lactalbumin), einschlieflich Konzentrate aus zwei oder
mehr Molkenproteinen,

fallt es aus Anhang I und damit aus der Férderung heraus.
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Ebenso fillt man aus Anhang I und damit aus der Forderung heraus, wenn Joghurt (An-
hang I, Zollposition 0403 10 ) zu Trinkjoghurt aufgewertet wird und damit unter die Zoll-
position ,,2202 Wasser, einschlieSlich Mineralwasser und kohlensdurehaltiges Wasser, mit
Zusatz von Zucker, anderen Siillmitteln oder Aromastoffen, und andere nichtalkoholhalti-
ge Getrianke, ausgenommen Frucht- und Gemiisesifte des KN-Codes 2009 fillt, die nicht
zu Anhang I gehort.

Auch eine Aufwertung der Milch zu Pudding (KN-Code 1901 und 2106) fiihrt zur Einstu-
fung in Zollpositionen auBerhalb Anhang I und damit zum Verlust der Forderfahigkeit mit
Mitteln des EAGFL.

Probleme der Zugehdrigkeit zu Anhang I resultieren dariiber hinaus auch daraus, dass auf
EU-Ebene unterschiedliche Zuordnungen zu Anhang I vorgenommen werden. So ist die
Zollposition 0403 10 (Joghurt) sowohl im Anhang I zu Artikel 32 des EG-Vertrages als
auch im Anhang B der ,,Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission vom 13. Juli
2000 zur Festlegung der gemeinsamen Durchfiihrungsvorschriften fiir die Gewidhrung von
Ausfuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags fiir be-
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des Ver-
trages fallenden Waren ausgefiihrt werden* (Abl L 177 v. 15.7.2000) aufgefiihrt. Unklar
ist, welche Zuordnung gilt.

Wenn die Forderung im Bereich V&V zur Erhdhung der Wettbewerbsfahigkeit der gefor-
derten Unternehmen und damit zur nachhaltigen Sicherung des Absatzes landwirtschaftli-
cher Rohwaren beitragen soll, so ist eine Uberpriifung der bisherigen Anhang-I-Regelung
im Hinblick auf aktuelle Markterfordernisse dringend geboten, um mangelnde Konsistenz
der FordermaBBnahmen mit den Zielen (hohere Wertschdpfung fiihrt zum Verlust der For-
derfahigkeit) zu vermeiden. In den Gesprichen zu dieser Thematik mit verschiedenen
Marktbeteiligten und der zustdndigen Administration wurde die Widerspriichlichkeit, ja
sogar Willkiirlichkeit des bestehenden Systems heftig beklagt. Als Losungsvorschlag wur-
de genannt, die Forderung statt auf Anhang I auf die in den Gemeinsamen Marktordnun-
gen erfassten Produktbereiche zu begrenzen. Dieser Vorschlag wird hier ungepriift wie-
dergegeben, da eine intensive Priifung im Rahmen des Updates nicht moglich war.

7.8 ELER-Verordnung und GAP-Reform - Auswirkungen auf die For-
derperiode 2007 bis 2013

Wesentlicher Grund fiir die Finanzierung der Investitionsféorderung im Bereich Verarbei-
tung und Vermarktung landwirtschaftlicher Rohwaren aus dem EAGFL ist die Zielset-
zung, auf diesem Weg den liefernden Landwirten Absatzmdglichkeiten und damit Ein-
kommen zu sichern bzw. zu schaffen (Erzeugernutzen). Um diesem Ziel gerecht werden
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zu konnen, bedarf es wettbewerbsfihiger Verarbeitungs- und Vermarktungsunternehmen.
Wettbewerbsfahigkeit definiert sich dabei in dem jeweils zu betrachtenden spezifischen
Marktsegment und den dort relevanten Einflussparametern.

Die Zielmédrkte weisen ein Spektrum von kleinen Nischenmirkten bis zu Massenmérkten
oder von lokalen bzw. regionalen Mérkten bis zu internationalen Markten auf. Wesentli-
cher Absatzmittler zum Verbraucher ist dabei weit {iberwiegend ein stark konzentrierter,
international einkaufender Lebensmittelhandel (LEH). Seine Belieferung setzt insbesonde-
re im Bereich der Massenprodukte erhebliche Liefermengen und entsprechende logistische
Leistungsfiahigkeit voraus. Aus der skizzierten Vielschichtigkeit der jeweiligen Marktge-
gebenheiten ldsst sich ableiten, dass sich a priori nicht sagen ldsst, ob Klein-, Mittel- und
GroBunternehmen im Bereich der Verarbeitung und Vermarktung die erwiinschte Wettbe-
werbsfahigkeit im Absatz der landwirtschaftlichen Rohwaren am ehesten erreichen bzw.
sichern konnen.

Die Absatzsicherheit der Rohwaren hingt zum iiberwiegenden Teil davon ab, dass die Un-
ternehmen der Verarbeitung und Vermarktung ihre Produkte in den Regalen des hoch kon-
zentrierten LEH platzieren konnen, und immer weniger vom Absatz im klein strukturierten
LEH. Unternehmen oberhalb der KMU-Schwellenwerte erreichen oft leichter eine Listung
im LEH. Klein- und Mittelunternehmen sind zwar tendenziell in ihrer Rohwarenbeschaf-
fung eher in den heimischen nationalen Mérkten verankert, sind aber weniger gefragte
Partner des LEH. Entscheidungen iiber den Rohwarenbezug und auch die Produktions-
standorte sind demgegeniiber bei international agierenden Unternehmen flexibler, und ein
Riickzug aus heimischen Beschaffungsmairkten wire bei Wegfall der in Deutschland ge-
forderten Vertragsbindung mit landwirtschaftlichen Rohwarenlieferanten nicht auszu-
schlieBen.

Insofern birgt die im Entwurf der ELER-Verordnung’ vorgesehene Begrenzung der Forde-
rung auf Klein- und Mittelunternehmen (KMU) fiir groBere Teile des Rohwarenabsatzes
die Gefahr in sich, den Rohwarenabsatz nicht zu sichern sondern unsicherer zu machen.
Unter dem Gesichtspunkt, fiir landwirtschaftliche Rohwaren den Absatz zu sichern, sollte
demzufolge auf eine groBenabhingige Begrenzung der Forderung verzichtet werden. Dies
schliet nicht aus, dass eine groBenabhingige Staffelung der Fordersdtze vorgenommen
wird, um dem Aspekt einer oft geringen Eigenkapitalausstattung von KMU gerecht zu
werden.

In der Endfassung der ELER-Verordnung (September 2005) ist die Beschrinkung auf KMU entfallen.
Die Obergrenze der Forderfahigkeit liegt nun bei 750 Beschéftigten (Art. 28 ELER-VO).
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In Hessen wiirde eine Begrenzung der Forderung auf KMU vermutlich einen leichten An-
tragsriickgang zur Folge haben. Laut einer BMVEL Umfrage bei den Landern waren in
Hessen von 28 geforderten Unternehmen fiinf groBe Unternehmen, die nach der neuen
KMU-Regelung nicht mehr forderfihig wéren.

Die Grenzwerte fiir KMU fiihren auch zu Verzerrungen zwischen einzelnen Sektoren,
wenn diese z. B. aufgrund hoher Preise fiir landwirtschaftliche Veredelungserzeugnisse im
Bereich der tierischen Produktion die Umsatzgrenzwerte von 50 Mio. Euro schneller iiber-
schreiten als im Bereich pflanzlicher Erzeugnisse und damit die Fordermoglichkeit verlie-
ren. Ahnliches gilt im Bereich der Beschiftigung, wo branchenspezifisch sehr unterschied-
liche Beschéftigungsintensitidten vorliegen. Insbesondere dort, wo auch die Erhaltung, Si-
cherung und Schaffung von Arbeitsplitzen neben dem Erzeugernutzen wesentliches Ziel
der Forderung ist, wére eine Begrenzung auf KMU in Fillen mit hoher Beschiftigungsin-
tensitit eher kontraproduktiv.

Eine Begriindung der Begrenzung der Forderung auf KMU lautet, dass groB3ere Unterneh-
men Forderung vor allem als Mitnahmeeffekt in Anspruch nehmen. Diese Argumentation
lasst die zuvor dargelegten Aspekte auller Acht. Die Realisierung von Mitnahmeeffekten
durch GroBunternehmen greift dariiber hinaus auch in den Féllen, in denen geforderte er-
folgreiche KMU nach Abschluss der Investition von Grofunternehmen iibernommen wer-
den.

Unabhéngig von den Schwierigkeiten, Mitnahmeeffekte in der Realitit zu ermitteln, liegen
den Bewertern empirische Belege dafiir, dass Mitnahmeeffekte in Abhéngigkeit von der
Unternehmensgrofe in unterschiedlichem AusmaB realisiert werden, nicht vor. Die Bewer-
tung der Agrarinvestitionsforderung zeigt vielmehr, dass auch in befragten landwirtschaft-
lichen Betrieben Mitnahmeeffekte in nennenswertem Umfang genutzt werden. Zur Ver-
meidung von Mitnahmeeffekten wire ein vollstindiger konsequenter Ausstieg aus der
Forderung auf allen Stufen der Wertschopfungskette der geeignetere Weg. Dies miisste
dann allerdings zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen europaweit einheitlich
umgesetzt werden.

Ein Ausweg konnte auch darin liegen, das Instrument der Biirgschaften fiir die Forderung
im Bereich Verarbeitung und Vermarktung zu nutzen. Forderausgaben wiirden dabei le-
diglich in Hohe der tatsdchlichen Inanspruchnahme der Biirgschaften anfallen. Mitnahme-
effekte wiren dabei eher gering. Eigenkapitalengpisse konnten iiber die Verbesserung der
Kreditwiirdigkeit bei den Banken verringert werden. Auch eine Forderung risikobehafteter
Investitionen im Bereich von Innovationen in neuen unbekannten Marktsegmenten bei
entsprechend schwierigem Nachweis normaler Absatzbedingungen konnte damit erreicht
werden. Zu begriilen ist, dass der Forderung von Innovationen im Entwurf der ELER-
Verordnung besonderer Stellenwert zuerkannt wird. Von der dort vorgesehenen wissen-
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schaftlichen Begleitung sind allerdings kaum wesentliche Erkenntnisse zu erwarten, so
dass darauf verzichtet werden kann.

Auswirkungen der Agrarreform (Entkoppelung, Cross-Compliance) auf die Landwirtschaft
des Bundeslandes sind noch nicht absehbar. Davon héngen Inhalt und Ausgestaltung der
Mafinahme im Bereich V&V in der kommenden Forderperiode aber in erheblichem Um-
fang ab. Angesichts dieser Unwiagbarkeiten ist es wenig sinnvoll, zu diesem Zeitpunkt
darauf ndher einzugehen. Lediglich in Einzelfillen gibt es gewisse Einschitzungen dazu,
die bereits bei der Darstellung der einzelnen Sektoren erwdhnt wurden.

Anpassungen hinsichtlich der derzeit laufenden Férdermaflnahmen im Bereich V&V sind
nicht notwendig und angesichts der fiir Investitionen benétigten Zeitrdume auch nicht
mehr sinnvoll umzusetzen.

7.9  Schlussfolgerungen und Empfehlungen

7.9.1 Grundsatzliche Empfehlungen

Die Bemiihungen der EU in dieser Forderperiode, die Wirksamkeitskontrolle zu verstér-
ken, sind zu begriiBen. Allerdings wiirde man sich eine konsequentere Umsetzung seitens
der EU-Kommission wiinschen. Zwar formuliert sie das Ziel fundierter Bewertung, aber es
fehlen ausreichende Vorkehrungen, die sicher stellen, dass deren Ergebnisse in die Gestal-
tung kiinftiger Forderprogramme einflieBen konnen.

Der Zeitplan wird mehr von den politischen Vorgaben als vom Vorliegen fundierter Wir-
kungsanalysen bestimmt. So werden Ergebnisse des Updates als Grundlage fiir das Kon-
zept der kiinftigen Forderperiode genutzt, obwohl zu diesem Zeitpunkt noch wenige be-
lastbare Ergebnisse im Bereich investiver Forderung vorliegen, bedingt durch zeitliche
Verzégerung der investitionsbedingten Wirkungen. Daraus ist zu folgern, dass seitens der
EU-Kommission Vorkehrungen zu treffen sind, die eine fundierte Ex-Post-Analyse sowie
die verbindliche Beriicksichtigung der gefundenen Ergebnisse in den Konzeptionen und
Programmen kiinftiger Férderung vorsehen.

Die Vielzahl und Inkonsistenz der mafBnahmeninternen, programminternen sowie pro-
grammexternen Ziele (Aktivitdten) macht es sehr schwer, Ursache-Wirkungsbeziehungen
zu identifizieren und v. a. zu isolieren und konkrete Empfehlungen oder Handlungsoptio-
nen abzuleiten. Der integrierte Programmansatz ist diesbeziiglich iiberfrachtet und verhin-
dert eine trennscharfe Wirkungsanalyse wegen mangelnder Prizision der Zielformulie-
rung. Im Ergebnis bedeutet dies, dass weniger quantifizierende Bewertung moglich ist und
vorrangig qualitative Bewertungen der komplexen Programme akzeptiert werden miissen.
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Aus ihren Erfahrungen leiten die Bewerter die Empfehlung ab, dass durch die EU nur we-
nige, moglichst konfliktfreie Ziele vorgegeben werden sollten, verbunden mit einer strik-
ten Verpflichtung der Regionen bzw. Mitgliedstaaten zur Ermittlung des Zielerreichungs-
grades und Vorlage eines Projektauswahlrasters. Hinsichtlich der jeweils geeigneten Me-
thodenwahl und Indikatorenfestlegung in den Programmregionen sollten dabei Freirdume
fiir die Bewerter unter partizipativer Einbindung von Wirtschaft und Verwaltung gelassen
und Einengungen durch vereinheitlichende Vorgaben weitestgehend vermieden werden.
Durch Anreize fiir die Bewerter zur inhaltlichen Abstimmung der Bewertung zwischen den
Mitgliedstaaten, z. B. in Form einer Unterstiitzung entsprechender Workshops, konnten
Impulse gegeben werden, tliber den Zielerreichungsgrad hinaus mehr Vergleichbarkeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten zu erreichen.

Fiir Bewertungsberichte, die den Mindeststandards nicht gerecht werden, sind Sanktions-
mechanismen vorzusehen, die sich entsprechend auch auf den Ebenen bis hin zum Begiins-
tigten fortsetzen sollten.

Die Qualitdt der Bewertungsergebnisse ist in erheblichem Malle von der Motivation der
Beteiligten abhédngig. Besonderes Gewicht hat dabei die Grundeinstellung gegeniiber der
Bewertung. Oft wird sie mehr als Verpflichtung denn als Basis zur zielgerichteten Verbes-
serung der Mallnahme und ihrer Wirkungen empfunden. Ein Bewusstseinswandel muss
hier tliber stirkere Verdeutlichung des Bewertungsnutzens fiir Wirtschaft, Administration
und Politik erreicht werden, z. B. dadurch, dass sie Belege iiber Wirkungen und damit
Rechtfertigungen gegeniiber Geldgebern und Gesellschaft ermoglicht, eine Differenzie-
rung nach Wirkungsgrad einzelner Mallnahmen erlaubt, oder Hilfestellungen fiir ein ge-
fordertes Projektauswahlraster gibt.

7.9.2 Empfehlungen fir den verbleibenden Programmplanungszeitraum

Anpassungen hinsichtlich der derzeit laufenden Fordermafinahmen im Bereich V&V sind
nicht notwendig und angesichts der fiir Investitionen benétigten Zeitrdume auch nicht
mehr sinnvoll umzusetzen. Die Bereitstellung von Daten fiir die Bewertung muss ent-
scheidend verbessert werden, damit zumindest ex-post eine addquate fundierte Wirkungs-
analyse umgesetzt werden kann.

7.9.3 Empfehlungen fir die neue Programmierung 2007 bis 2013

Programm

In der Halbzeitbewertung wurde kritisiert, dass bei der Programmerstellung nur in unzu-
reichendem Malle Marktanalysen herangezogen wurden und zu viel Gewicht auf die Ein-
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beziehung von Wirtschafts- und Sozialpartnern gelegt wurde, welche nicht das ndtige Mal3
an Kompetenz besaflen. Dieser Missstand soll nach Ministeriumsangaben in der kommen-
den Forderperiode korrigiert werden. Auf Branchenbefragungen soll verzichtet werden
(vgl. Kapitel 7.1.1). Stattdessen sollen einzelne Experten befragt werden und Planungen
sich an Erfahrungswerten vergangener Forderperioden orientieren. Dies wird von den Be-
wertern unterstiitzt.

Wenn mehr Freirdume fiir die Ausgestaltung im Rahmen des genehmigten Programms
erdffnet werden, ist eine Zielformulierung fiir die angebotenen Fordermaflnahmen zwin-
gend vorzunehmen und auch die dafiir benétigten Indikatoren festzulegen, letzteres wéh-
rend der Laufzeit in Absprache mit den Bewertern. Ferner ist ein an den Zielen und evtl.
auch an den Indikatoren ausgerichtetes Projektbeurteilungsraster zu erstellen.

Genehmigungen von Programménderungen miissen beschleunigt werden sowie nach Be-
darf und nicht nach Stichtagen ermdglicht werden, um Anpassungen an schnell wechseln-
de Marktverhiltnisse zu ermoglichen. Alternativ konnen grundsétzlich die Entscheidungs-
freirdume vor Ort im Rahmen der bewilligten Budgets ausgeweitet werden.

Die Einfiihrung nicht genehmigungspflichtiger flexibler Elemente bei der Programmum-
setzung hat sich bewéhrt. Hierzu zidhlen

o die Mdglichkeit innerhalb der MaBBinahme V&V und des dafiir verfiigbaren Budgets
Verschiebungen zwischen den Sektoren vorzunehmen,

e die Zulassigkeit von Mittelerhohungen und Mittelumschichtungen innerhalb der MaB-
nahmen des EPLR zuzulassen,

e die wihrend der Forderperiode erfolgte Einigung auf eine nationale Tabelle zur Nut-
zung und Verteilung der nationalen EU-Fordermittel zwischen den Bundeslidndern, die
eine bedarfsgerechtere Nutzung der EU-Mittel erlaubt.

Orientiert am Subsidiarititsprinzip sollte die Flexibilitdt vor Ort weiter ausgebaut werden.

Unter Beibehaltung der jetzigen Verfahrensweise hinsichtlich der Programmerstellung und
notwendiger Anderungsantriige ist es angesichts der Linge der Forderperiode durchaus
sinnvoll, fiir eine moglichst breite Palette von Maflnahmen Forderoptionen aufrecht zu
erhalten, um Anderungsantriige zu vermeiden.

Dies gilt auch fiir die Sektoren, in denen kein oder nur geringer aktueller Férderbedarf
besteht. Grundsitzlich sollte mehr Wert auf inhaltliche Anforderungen an das Projekt
(Projektbeurteilungsraster) als auf dessen Zugehorigkeit zu einem Sektor gelegt werden.
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Wenn die Forderung im Bereich V&V Beitridge zur Erh6hung der Wettbewerbsfahigkeit
der geforderten Unternehmen und damit zur nachhaltigen Sicherung des Absatzes land-
wirtschaftlicher Rohwaren beitragen soll, so ist eine Uberpriifung der bisherigen Anhang-
I-Regelung im Hinblick auf aktuelle Markterfordernisse dringend geboten, um mangelnde
Konsistenz der Fordermafinahmen mit den Zielen (hdhere Wertschopfung fithrt zum Ver-
lust der Forderfahigkeit) zu vermeiden.

Auf eine Begrenzung der Forderung auf KMU sollte verzichtet werden, da kein Beleg da-
fiir vorliegt, dass das Hauptziel des Erzeugernutzens von der Grof3e des Verarbeiters oder
Vermarkters abhéngt. Es besteht die Gefahr, dass Erzeugernutzen abnimmt, da grofle Un-
ternehmen ihre Beschaffung aus anderen Regionen organisieren, ohne Vertragsbindungen
eingehen zu miissen. Eine KMU-Regelung wirkt auBerdem diskriminierend zwischen Sek-
toren, die sich z. B. hinsichtlich der Héhe der Rohwarenpreise und damit der Umsétze o-
der der Beschiftigungsintensitét erheblich unterscheiden. Zur Vermeidung von Mitnahme-
effekten wire eine Umstellung der Forderung von verlorenen Zuschiissen auf Biirgschaf-
ten eine Forderalternative, wobei eine einheitliche Umsetzung in den Mitgliedstaaten der
EU zur Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen notwendig wére.

Durchfuhrung

Im Bereich der Investitionsforderung sind ldngere Durchfiihrungszeitraume notwendig, als
in anderen Maflnahmebereichen. Die n +2-Regelung entspricht eher dem Bedarf bei der
Umsetzung in Wirtschaft und Administration. Eine Riickkehr zur dieser Regelung wire im
Bereich V&V problemadiquater. Entsprechende Spielrdume lassen sich dadurch gewin-
nen, dass man am Jéhrlichkeitsprinzip fiir das Gesamtprogramm festhilt, aber nicht bei
einzelnen Maflnahmen des Programms.

Der sehr hohe Aufwand fiir das Begleit- und Monitoringsystem sollte reduziert werden.
Ansatzpunkte dafiir sind:

— Begrenzung auf wenige, aussagekriftige KenngroBen, die im Falle der Investitions-
forderung von den Begiinstigten zur Bewilligung und Bewertung vorgelegt werden
missen. Bei den Wirkungsindikatoren zeigen die bisherigen Auswertungen, dass Pri-
mirerhebungen unverzichtbar sind, um fundierte Bewertungen der angebotenen MaB3-
nahmen abgeben zu konnen bzw. die Bewertungsfragen der EU Kommission beant-
worten zu konnen. In diesem Zusammenhang sind
e verzichtbare Kenngrofien
Kapazititsangaben; Preise; Mengenangaben, wenn nicht vergleichbar zwischen
geforderten Projekten bzw. Sektoren; quantitative Angaben zur Qualititsentwick-
lung; Abfragen zu Beanstandungen und Kontrollen;

e Dbeizubehaltende Kennzahlen
Zielsetzungen der Investition entsprechend Programm bzw. VO (EG) 1257/1999;
Beschiftigung auf Basis FTE; Arbeitsproduktivitit (Wert produzierte Erzeugnisse
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je AK); Produktionskosten (Stiickkosten je 1.000 Euro Wert produzierte Erzeug-
nisse; Anwendung QMS; Qualitative Angaben zur Qualitdtsentwicklung; Ent-
wicklung Wert Rohwarenbezug; Umfang Vertragsbindung; Abfragen Ressourcen-
verbrauch;

— Vereinheitlichung der Begriffsdefinitionen bei gleichen oder sehr &hnlichen Tatbe-
stinden;

—  Nutzbarkeit/ Nutzbarmachung einmal erhobener Daten fiir andere Zwecke ;

— rechtzeitige Festlegung der zu erhebenden Kennzahlen und weitgehender Verzicht auf
Anderungen wihrend der Forderperiode;

— Flexibilisierung des Jahrlichkeitsprinzips der Haushaltsfithrung bei Abwicklung von
Investitionsvorhaben.

Unabhéngig davon, ob knappe Finanzmittel dazu zwingen, sind Verfahren zur Projektaus-
wahl zu entwickeln, die bei Bedarf anhand spezieller Kriterien anwendbar und transparent
nachvollziehbar sind.



Kapitel 7 Kapitel VII — Verarbeitung und Vermarktung 33

Literaturverzeichnis

Balz, Matthias (2005): Branchen im Blickpunkt: Gemiiseanbau in Deutschland - 2004 ste-

tige Ausdehnung bei niedrigen Erzeugerpreisen. ifo Schnelldienst 58, H. 9, S.
27-29.

ELER-Verordnung — Verordnung iiber die Forderung zur Entwicklung des ldndlichen
Raums durch den Européischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums. Vorschlag, Stand 16.9.2005.

HMULF, Hessisches Ministerium fiir Umwelt, Landwirtschaft und Forsten (2000): Ent-
wicklungsplan fiir den ldndlichen Raum. Wiesbaden.

HMULYV, Hessisches Ministerium fiir Umwelt, landlichen Raum und Verbraucherschutz
(2003): Gartenbau. Internetseite
<http://www.hmulv.hessen.de/laendlicher raum/garten weinbau/gartenbau/ind
ex.php>. Zitiert am 1.6.2005.

HMULYV, Hessisches Ministerium fiir Umwelt, ldndlichen Raum und Verbraucherschutz
(2004): Jahresagrarbericht 2004. Wiesbaden.

HMULYV, Hessisches Ministerium fiir Umwelt, ldndlichen Raum und Verbraucherschutz
(2005a): Interview.

HMULYV, Hessisches Ministerium fiir Umwelt, ldndlichen Raum und Verbraucherschutz
(2005b): Jahresagrarbericht 2005. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2003): Statistisches Jahrbuch 2003. Wiesbaden.
Statistisches Bundesamt (2004): Statistisches Jahrbuch 2004. Wiesbaden.

Statistische Amter des Bundes und der Linder (2005): Regionale landwirtschaftliche Ge-
samtrechnung. Internetseite
http://www .statistik-bw.de/Landwirtschaft/LGR/Laender home.asp. Stand:
Mirz 2005.

VO (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der gemein-
samen Durchfiihrungsvorschriften fiir die Gewédhrung von Ausfuhrerstattungen
und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des Vertra-
ges fallenden Waren ausgefiihrt werden.

Wendt, H.; Efken, J.; Klepper, R. und v. Ledebur, O. (2001): Ex-post-Bewertung der For-
dermaBnahmen im Rahmen der VO (EG) Nr. 951/1997 fiir den Forderzeitraum
1994 bis 1999 in Deutschland. Braunschweig.



	he_Titelblatt_TEXTbd_Kap_7-Hessen.pdf
	Kapitel 7
	Projektbearbeitung
	Josef Efken, Rainer Klepper, Volker Krah, Jochen Nölle, Anne

	Braunschweig November 2005


	07_TB_HE.pdf
	6Inhaltsverzeichnis Seite
	Kartenverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	7 Kapitel VII – Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktun
	7.0 Zusammenfassung
	Ausgestaltung des Förderkapitels
	Übersicht über die angebotenen Maßnahmen
	Beschreibung der Ziele und Prioritäten
	Einordnung der Maßnahme in den Förderkontext

	Methodischer Ansatz
	Finanzielle Ausgestaltung und Umsetzungsstand
	Darstellung und Analyse des bisher erzielten Outputs
	Gesamtübersicht anhand der Projektliste
	Milch und Milcherzeugnisse
	7.4.3 Getreide und Ölsaaten
	7.4.4 Obst und Gemüse
	7.4.5 Erzeugnisse aus ökologischem Anbau
	7.4.6 Fleisch
	7.4.7 Eier und Geflügel

	7.5 Administrative Umsetzung mit Fokus auf Veränderungen sei
	Beantwortung der kapitelspezifischen Bewertungsfragen
	Gesamtbetrachtung der angebotenen Maßnahme
	Inanspruchnahme und erzielte Wirkungen
	Anhang-I-Problematik

	ELER-Verordnung und GAP-Reform - Auswirkungen auf die Förder
	Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	Grundsätzliche Empfehlungen
	Empfehlungen für den verbleibenden Programmplanungszeitraum
	Empfehlungen für die neue Programmierung 2007 bis 2013


	Literaturverzeichnis


